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Einlauf und Zuweisungen 

Präsidentin Doris Bures: Hinsichtlich der eingelangten Verhandlungsgegenstände 

und deren Zuweisungen verweise ich gemäß § 23 Abs. 4 der Geschäftsordnung auf 

die im Sitzungssaal verteilte Mitteilung.  

Die schriftliche Mitteilung hat folgenden Wortlaut: 

A. Eingelangte Verhandlungsgegenstände: 

1. Schriftliche Anfragen: 2178/J bis 2290/J 

Schriftliche Anfragen an den Präsidenten des Nationalrates: 

5/JPR bis 8/JPR 

2. Anfragebeantwortungen: 1344/AB bis 1552/AB 

Ergänzung zur Anfragebeantwortung: Zu 1469/AB 

3. Regierungsvorlagen: 

Bundesgesetz, mit dem das Studienförderungsgesetz 1992 geändert wird (204 d.B.) 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über den Auslandsösterreicher-Fonds 

(AÖF-G) geändert wird (222 d.B.) 

Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Grundbuchsgesetz 1955, das Grundbuchs-

umstellungsgesetz und das Wohnungseigentumsgesetz 2002 geändert werden 

(Grundbuchs-Novelle 2020 – GB-Nov 2020) (223 d.B.) 

B. Zuweisungen: 

1. Zuweisungen seit der letzten Sitzung gemäß §§ 31d Abs. 5a, 32a Abs. 4, 74d 

Abs. 2, 74f Abs. 3, 80 Abs. 1, 100 Abs.4, 100b Abs. 1 und 100c Abs. 1: 

Budgetausschuss: 

Bericht des Bundesministers für Finanzen gemäß § 67 Abs. 4 BHG 2013 über die 

Ergebnisse des Beteiligungs- und Finanzcontrolling zum Stichtag 31. März 2020 

(Vorlage 24 BA) 

Bericht des Bundesministers für Finanzen über die Entwicklung des Bundeshaushaltes 

von Jänner bis April 2020 (Vorlage 25 BA) 

Ausschuss für Petitionen und Bürgerinitiativen: 
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Petition Nr. 18 betreffend "Schluss mit der Diskriminierung bei der Blutspende!", über-

reicht von der Abgeordneten Gabriele Heinisch-Hosek 

Petition Nr. 19 betreffend "Blutspende öffnen – Leben retten!", überreicht vom 

Abgeordneten Yannick Shetty 

Bürgerinitiative Nr. 25 betreffend "Die Ermöglichung der alternativen Leistungsbeurtei-

lung ohne Noten im Rahmen der Schulautonomie." 

Bürgerinitiative Nr. 26 betreffend "Sicherung der Gemeindeleistungen" 

2. Zuweisungen in dieser Sitzung: 

a) zur Vorberatung: 

Außenpolitischer Ausschuss: 

Satzung der Internationalen Organisation für erneuerbare Energien (IRENA) samt 

Erklärung der Konferenz (225 d.B.) 

Rechnungshofausschuss: 

Bericht des Rechnungshofes betreffend Dolmetsch- und Übersetzungsleistungen im 

Innenministerium und Justizministerium – Reihe BUND 2020/20 (III-140 d.B.) 

b) zur Enderledigung im Sinne des § 28b GOG (vorbehaltlich der endgültigen 

Entscheidung des Ausschusses): 

Ausschuss für Forschung, Innovation und Digitalisierung: 

Bericht der Bundesregierung über die Evaluierung des Institute of Science and Tech-

nology Austria (IST Austria), 2019 (III-146 d.B.) 

Ausschuss für innere Angelegenheiten: 

Bericht des Bundesministers für Inneres über die Entschließung des Nationalrates vom 

29. Februar 2012, E 232-NR/XXIV. GP betreffend Abkommen zwischen der Regierung 

der Republik Österreich und der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika über 

die Vertiefung der Zusammenarbeit bei der Verhinderung und Bekämpfung schwerer 

Straftaten (PCSC) – Berichtszeitraum 1. Mai 2019 bis 30. April 2020 (III-143 d.B.) 

Verkehrsausschuss: 

Bericht der Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation 

und Technologie über technische Unterwegskontrollen im Jahr 2019 (III-141 d.B.) 

Ausschuss für Wirtschaft, Industrie und Energie: 



Nationalrat, XXVII. GP 17. Juni 2020 36. Sitzung / 3 

 

Version v. 19. Oktober 2020, 10:11 A - 11:46:49 Präsidium 

Tätigkeitsbericht 2019 der Energie-Control Austria, vorgelegt von der Bundesministerin 

für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie (III-142 d.B.) 

Wissenschaftsausschuss: 

Bericht des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Forschung betreffend 

Materialien zur sozialen Lage der Studierenden 2020 (III-144 d.B.) 

C. Unterrichtung gemäß Art. 50 Abs. 5 B-VG: 

Aufnahme der Verhandlungen über ein Protokoll zur Änderung des Übereinkommens 

zwischen den Parteien der Konvention über die polizeiliche Zusammenarbeit in Süd-

osteuropa über den automatisierten Austausch von DNA-, daktyloskopischen und 

Fahrzeugregisterdaten 

***** 

Ankündigung eines Dringlichen Antrages 

Präsidentin Doris Bures: Der Freiheitliche Parlamentsklub hat gemäß § 74a Abs. 2 

der Geschäftsordnung vor Eingang in die Tagesordnung das Verlangen gestellt, den 

zum gleichen Zeitpunkt eingebrachten Selbständigen Antrag 633/A(E) der 

Abgeordneten Belakowitsch, Kolleginnen und Kollegen betreffend „Erhöhung der 

Nettoersatzrate beim Bezug des Arbeitslosengeldes (COVID-19-Maßnahme)“ dringlich 

zu behandeln.  

Gemäß der Geschäftsordnung wird der Dringliche Antrag um 15 Uhr behandelt 

werden.  

Fristsetzungsantrag 

Präsidentin Doris Bures: Vor Eingang in die Tagesordnung teile ich weiters mit, dass 

die Abgeordneten Krainer, Fuchs, Doppelbauer beantragt haben, dem Geschäftsord-

nungsausschuss zur Berichterstattung über den Antrag 421/A der Abgeordneten 

Rendi-Wagner, Kickl, Meinl-Reisinger, Kolleginnen und Kollegen betreffend „ein 

Bundesgesetz, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) und das 

Bundesgesetz über die Geschäftsordnung des Nationalrates 

(Geschäftsordnungsgesetz 1975) geändert werden“, eine Frist bis 18. Juni 2020 zu 

setzen.  

Ferner liegt das von fünf Abgeordneten gemäß § 43 Abs. 3 der Geschäftsordnung ge-

stellte Verlangen vor, eine kurze Debatte über diesen Fristsetzungsantrag durchzu-

führen.  
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Da für die heutige Sitzung die Behandlung eines Dringlichen Antrages verlangt wurde, 

wird die kurze Debatte im Anschluss an diese stattfinden.  

Behandlung der Tagesordnung 

Präsidentin Doris Bures: Es ist vorgeschlagen, die Debatten über die Punkte 3 und 4, 

6 und 7, 8 bis 12, 14 bis 16, 17 und 18 sowie 19 bis 21 der Tagesordnung jeweils 

zusammenzufassen.  

Ich frage, ob dagegen ein Einwand erhoben wird. – Das ist nicht der Fall.  

Redezeitbeschränkung 

Präsidentin Doris Bures: Zwischen den Mitgliedern der Präsidialkonferenz wurde 

Konsens über die Dauer der Debatten erzielt. Demgemäß wurde eine Tagesblockzeit 

von 7 „Wiener Stunden“ vereinbart, sodass sich folgende Redezeiten ergeben: ÖVP 137, 

SPÖ 95, FPÖ 77, Grüne 70 sowie NEOS 56 Minuten.  

Gemäß § 57 Abs. 7 der Geschäftsordnung beträgt die Redezeit für die gesamte 

Tagesordnung von jenen Abgeordneten, die keinem Klub angehören, je 28 Minuten. 

Darüber hinaus wird deren Redezeit auf 5 Minuten je Debatte beschränkt.  

Wir kommen zur Abstimmung über die eben dargestellten Redezeiten.  

Ich bitte jene Damen und Herren, die dafür sind, um ein Zeichen der Zustimmung. – 

Das ist einstimmig so angenommen.  

 


